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Unternehmen kritisieren Entlastungspaket

"Das ist ein Wahnsinn an bürokratischem Aufwand"
Aktenberge adé? Von wegen. Wenn die Regierung endlich Bürokratie abbauen will,
muss sie mehr bieten als ihre neuen Eckpunkte, mahnt Familienunternehmerin
Marie-Christine Ostermann.
Erstveröffentlichung: 2023-09-08 14:56:00 letzte Aktualisierung: 2023-09-08 18:24:05
Wenn Marie-Christine Ostermann von ihrem Sortiment erzählt, dann klingt die Firmenchefin stolz –
und ratlos zugleich: 20.000 Produkte hat sie mit Rullko im Angebot, seit 100 Jahren liefert das Un-
ternehmen Lebensmittel für Gastronomie und Gemeinschaftsverpflegung. Gerade erst hat Oster-
mann das besondere Jubiläum des Familienbetriebs in Hamm gefeiert, doch einen Wunsch hat ihr
die Berliner Ampel-Koalition noch immer nicht erfüllt: weniger Bürokratie.
20.000 Produkte, 200 Beschäftigte, "wie soll ein mittelständischer Betrieb meiner Größe garantie-
ren, dass weltweit überall alle sämtliche Sozial- und Umweltstandards eingehalten werden?", fragt
sich Ostermann: "Das ist ein Wahnsinn an bürokratischem Aufwand".

Schöne Versprechen im Koalitionsvertrag
Diesem "Wahnsinn" will die Regierung eigentlich ein Ende bereiten. Schon im Koalitionsvertrag hat-
te sie versprochen, dass die Wirtschaft – "insbesondere die Selbstständigen" – "mehr Zeit für ihre
eigentlichen Aufgaben" bekommen sollen.

Marie Christine Ostermann. Foto: Anne Großmann Fotografie

Rund eineinhalb Jahre später hat sie bei ihrer Klausurtagung in Meseberg nun die ersehnten Eck-
punkte für ein "Bürokratieentlastungsgesetz" vorgelegt – doch nicht nur Ostermann ist enttäuscht.
Eine "echte Trendwende", wie sie Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) versprochen hat,
sieht anders aus.

"Die Mordsbürokratie ist das allergrößte Hemmnis"
"Die Mordsbürokratie ist das allergrößte Hemmnis, am Standort Deutschland noch zu investieren",
warnt Ostermann, die auch Präsidentin des Verbandes der Familienunternehmer ist, im Wirt-
schaftsWoche-Podcast Chefgespräch. Zwar würden viele Vorgaben aus Brüssel kommen, doch in
Berlin würden diese sogar "noch mal verschlimmbessert", erklärt Ostermann. Die Regierung habe
"zu wenig Verständnis dafür, was im echten Leben, was in der Praxis, in den Unternehmen pas-
siert."
Wie klein Buschmanns Wurf ist, zeigen die vermeintlich besonders großen Errungenschaften: Bu-
chungsbelege müssen künftig nur noch acht statt zehn Jahre aufbewahrt werden, in Hotels muss
nicht mehr jeder einzelne Gast einen Meldeschein ausfüllen, verkündet der Minister. 2,3 Milliarden
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Euro umfasse das Volumen, mit dem die Unternehmen entlastet würden – nur ein Kleckerbetrag
angesichts der Bürokratiekosten insgesamt.

Foto: imago images

16,7 Milliarden Euro Bürokratiekosten – ein Rekord
16,7 Milliarden Euro werden jährlich fällig, um neue Vorschriften zu erfüllen, zeigt eine Berechnung
des Nationalen Normenkontrollrats. Ein Rekord – und das im Jahr 2023. Aktenberge adé? Nicht in
Deutschland, dem digitalen Entwicklungsland.
Ostermann hat dafür ein Beispiel aus der Praxis parat: So gibt es zwar die digitale Personalakte,
erzählt sie im Chefgespräch, "trotzdem aber müssen Arbeitsverträge nach wie vor ausgedruckt,
analog unterschrieben und abgeheftet werden". Während sich Minister Buschmann also für ver-
kürzte Aufbewahrungsfristen von Belegen feiern lassen will, verstopfen immer mehr Personalordner
nicht nur Schränke, sondern inzwischen ganze Bürozimmer.
"Das ist doch völlig absurd", sagt auch Lutz Goebel, Vorsitzender des Nationalen Normenkontroll-
rats und Geschäftsführender Gesellschafter des Krefelder Antriebsspezialisten Henkelhausen: "Mit
den Papierbergen können ganze Räume gefüllt werden. Wie das den Arbeitnehmerschutz verbes-
sern soll, erschließt sich mir nicht."
Während sich die Regierung in Meseberg lediglich auf Eckpunkte zur Bürokratieentlastung einigen
kann, übertrifft das seit Januar geltende Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz bereits sämtliche Be-
fürchtungen der Unternehmen, wie eine bundesweite Befragung des Arbeitsgeberverbands Ge-
samtmetall unter seinen Mitgliedern im Juni zeigt.
So rechnen kleine Betriebe mit Zusatzkosten von rund 30.000 Euro im Jahr, Mittelständler mit rund
69.000 Euro – und zwar deshalb, weil für die Bürokratie zusätzliches Personal eingestellt werden
müsse sowie mehr Geld für externe Dienstleister und den nochmaligen Ausbau des Compliance-
Bereiches ausgegeben werden, heißt es bei Gesamtmetall.

Wer profitiert? Die Beratungsfirmen
Aus Ostermanns Sicht wäre eine "Safe Harbour"-Lösung der bessere Angang für das Lieferketten-
gesetz gewesen. Brüssel hätte Zulieferbetriebe zertifizieren können, ein einmaliger Aufwand statt
ständig neue Nachweispflichten durch Unternehmen, die dann "sorgenfrei hätten Geschäfte ma-
chen können", erklärt die Rullko-Chefin.
Immerhin eine Branche könne von Deutschlands Bürokratiemonster profitieren, sagt Andre Schulte-
Südhoff, Geschäftsführer vom Filtertechnikspezialisten Schuko: "Beratungsunternehmen – da man
das als kleines oder mittleres Unternehmen nicht selbstständig umgesetzt bekommt."
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Wir war das noch mit dem Versprechen der selbst ernannten Fortschrittkoalition? Mehr Zeit schaf-
fen für "die eigentlichen Aufgaben"? Ostermanns Zwischenbilanz ist ernüchternd: "Wir ertrinken in
Bürokratie."
Zum Originalbeitrag
https://www.wiwo.de/politik/deutschland/unternehmen-kritisieren-entlastungspaket-das-ist-ein-
wahnsinn-an-buerokratischem-aufwand/29380966.html
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Sarna Röser ist so frei

"One in, one out"? Diese Zauberformel gegen
Bürokratie hat leider nie gewirkt
Paragrafen, Vorschriften und Verwaltungen bringen Unternehmen mittlerweile an
den Rand ihrer Handlungsfähigkeit, Höchste Zeit, dass wir über Bürokratieabbau
ganz neu nachdenken! Eine Kolumne.
Wir Unternehmer hatten hohe Erwartungen an die Kabinettsklausur in Meseberg geknüpft. Zumal
die Tagesordnung hoffen ließ, dass die großen Herausforderungen der Wirtschaft wohl erkannt wa-
ren: die hohen Kosten unseres Wirtschaftsstandortes, die verkrustete Verwaltung, zu viel Bürokra-
tie. Umso größer war die Enttäuschung: Die gravierenden Probleme unseres Wirtschaftsstandortes
wurden zwar diskutiert, aber nicht gelöst. Wenigstens mit dem Wachstumschancengesetz wurden
erste wichtige Impulse gesetzt.
Große Enttäuschung gab es allerdings beim Thema Bürokratie. Denn seit Beginn der laufenden Le-
gislaturperiode sind die Bürokratiekosten in den Unternehmen wieder kontinuierlich gestiegen! Mit
Spannung wurde daher das Entbürokratisierungsgesetz erwartet - doch die Koalition konnte sich
offenbar nur auf ein Eckpunktepapier einigen, in dem die für die Wirtschaft wichtigsten Entlastun-
gen völlig fehlen. Was mit einer umfangreichen Befragung von Wirtschaftsvertretern als Tiger gest-
artet war, ist als Bettvorleger gelandet. So drastisch muss man es sagen!

Bürokratieabbau muss neu gedacht werden Foto: dpa

Unternehmer verzweifeln, weil die Regierung unaufhörlich selbst neue Bürokratiepflichten schafft,
wie mit dem deutschen Lieferkettengesetz. Wenn die Verfasser dieses Gesetzes hier nicht nach-
bessern wollen, zeigt das eindrucksvoll, welch geringen Stellenwert der Bürokratieabbau bei der
Ampel hat. Wichtige Ansatzpunkte wie das Lieferkettengesetz, die A1-Bescheinigung oder die
elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vermissen wir Unternehmer in den vorgelegten
Eckpunkten schmerzlich. Sie stehen exemplarisch für eine Bürokratie, die Unternehmen nahezu
handlungsunfähig macht.
Die Bundesregierung und damit jeder einzelne Minister muss aber spätestens jetzt begreifen, dass
Überregulierung die unternehmerische Freiheit einschränkt und im Zweifel dazu führt, dass Investi-
tionen gar nicht oder anderswo getätigt werden. In Deutschland bleiben dann Innovationen und
Wachstum auf der Strecke. Wer sich aber auf sprudelnde Steuereinnahmen und gute Löhne ver-
lässt, hat den Ernst der Lage - schlichtweg - nicht erkannt. Denn erst wenn die Wirtschaft wächst,
können die steigenden Ausgabenwünsche der Minister bedient und Arbeitsplätze hier gehalten
werden. Wie heißt es nochmal: Erst erwirtschaften, dann ausgeben?
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Wir brauchen eine neue Systematik, um die überbordende Bürokratie zurückzudrängen. Seit Jah-
ren wird das Modell "One in, one out" praktiziert. Diskutiert werden aber auch Ansätze wie "One in,
two out". Wie wäre es aber mit einer neuen Methodik? Sollten nicht alle Gesetze spätestens nach
zwei Jahren hinsichtlich ihrer bürokratischen Auswirkungen evaluiert werden – also wie eine Art
Praxischeck? Das wäre zumindest ein wirksamer Anfang, um Belastungsspitzen für die Unterneh-
men, aber auch für alle Bürgerinnen und Bürger zu erkennen und gegebenenfalls abzubauen!
Zum Originalbeitrag
https://www.wiwo.de/politik/deutschland/sarna-roeser-ist-so-frei-one-in-one-out-diese-zauberformel-
gegen-buerokratie-hat-leider-nie-gewirkt-/29373936.html
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Im Garten hinter seinem Amtssitz tref-
fen wir Bundesfinanzminister Christian
Lindner (FDP), der am Vormittag seine
große Haushaltsrede im Bundestag ge-
halten hat. Trotz hartnäckiger Rufe von
allen Seiten lehnt Lindner einen Indus-
triestrompreis nach wie vor ab. 

VON THORSTEN JUNGHOLT, JACQUES

SCHUSTER UND KARSTEN SEIBEL

WELT AM SONNTAG: Herr Lindner,
der Kern der Demokratie ist der Streit
um das bessere Argument und die
Mehrheit. Sie haben das bei der Regie-
rungsklausur in Meseberg als „Häm-
mern und Bohren“ umschrieben. Der
Kanzler sieht im Streit einen Grund
für die erodierende Zustimmung zur
Ampel-Regierung. Ein Dilemma?
CHRISTIAN LINDNER: Die Demokratie
lebt von Unterschieden, sonst wäre die
freie Wahl sinnlos. Ich werde den Grü-
nen gewiss keinen Vorwurf daraus ma-
chen, wenn sie ihre Orientierung an
Gleichheit und einem lenkenden Staat
auch in der Regierung vertreten. Dafür
wurden sie gewählt. Umgekehrt steht
die FDP für das Vertrauen auf Eigenver-
antwortung und Freiheit und darauf,
dass zunächst einmal im gesellschaftli-
chen Miteinander eine Lösung gefun-
den werden sollte, bevor der Staat geru-
fen wird. Bislang ist es gut gelungen, am
Ende zu einem für das Land tragfähigen
Kompromiss zu finden.

Die frühere Kanzlerin Angela Merkel
war eine Meisterin der Streitvermei-
dung, hat daraus das Konzept der
asymmetrischen Demobilisierung ge-
zimmert – und ist so dreimal wieder-
gewählt worden. Sind die Deutschen
des Streits entwöhnt?
Damals wurde gesagt, der Stil von Frau
Merkel mache die Ränder stark. Ich rate
uns, reale Probleme zu lösen. Viele
Menschen teilen meinen Eindruck, dass
in Deutschland zu lange wirtschaftliche
Vernunft und das technisch Machbare
vernachlässigt wurden, weil man sich
Wunschdenken hingegeben oder Pro-
bleme mit Geld zugeschüttet hat. Der
ursprüngliche Entwurf des Heizungsge-
setzes wurde dafür leider zu einem wei-
teren Symbol dessen, wie es Jahre lief.
Da musste eine Kehrtwende erreicht
werden. Das gute Anliegen, die Wärme-
versorgung langfristig klimaneutral zu
gestalten, erreichen wir jetzt, ohne dass
die Bürgerinnen Bürger Angst um ihr
Eigentum haben müssen.

Hat sich der Streit um das Heizungs-
gesetz aus Ihrer Sicht gelohnt?

Ja. Wir sollten aus dem Prozess aber ler-
nen. Das Gesetz selbst ist nun praxistaug-
lich. Jetzt gibt es eine Verbindung zur
kommunalen Wärmeplanung. Es ist offen
für alle Technologien, verzichtet auf Ver-
bote und hat einen realistischen Zeitplan.

Eine Studie des Rheingold-Instituts
stellt eine „Resignation gegenüber
der Politik und unseren Zukunfts-
möglichkeiten“ fest, die „unser natio-
nales Zusammenleben bedroht“. Be-
fördern Sie mit einer Regierung, die
nach Wahrnehmung der Bürger zer-
stritten ist, den Aufschwung der AfD?
Mein Zugang ist, weniger über die AfD,
dafür mehr über unsere gemeinsamen
Aufgaben zu reden. Gerade bei der Kon-
trolle von Zuwanderung nach Deutsch-
land haben wir Fortschritte gemacht.
Wir dürfen hier aber nicht nachlassen,
denn die Zahlen sind so nicht dauerhaft
durchhaltbar. Mehr sichere Herkunfts-
länder, wirksame Abschiebung, Schutz
der EU-Außengrenze, Asylverfahren
vom Ausland aus und so weiter. Was
rechtlich möglich ist, um irreguläre Mi-
gration zu unterbinden, sollte politisch
eingeleitet werden. Die Menschen ha-
ben zuweilen das Gefühl, dass dieser
Staat zwar über ausreichend Finanzmit-
tel verfügt, aber in vielen Bereichen sei-
ne Aufgaben nicht so erfüllt, wie man
das erwartet. Wir sind nun dabei, das zu
korrigieren. Das geschieht zuweilen ge-
räuschvoll, aber es geschieht.

Eines dieser Geräusche erzeugt die
Diskussion über den Industriestrom-
preis zur Dämpfung der Energiekos-
ten. SPD und Grüne möchten ihn ein-
führen, die FDP nicht. Wie lässt sich
das zusammenführen?
Ich bin nicht davon überzeugt, für einige
wenige Konzerne den Strompreis auf
Kosten aller Steuerzahler zu subventio-
nieren. Zumal dann nur bestimmte Ener-
gieverbraucher weiter günstig Energie
nutzen und damit das knappe Angebot für
andere potenziell verteuern. Wir brau-
chen eine Lösung ohne Wettbewerbs-
verzerrung. Wir müssen schnell neue
Energie-Erzeugungskapazitäten schaffen
und dürfen nicht ideologisch auf beste-
hende Kraftwerke verzichten. Das immer
weitere Vorziehen von Terminen etwa bei
der Kohle würde Preis und Versorgungs-
sicherheit gefährden, wenn es nicht recht-
zeitig und verlässlich Ersatz gibt.

Das bringt aber keine schnelle Hilfe
für ernergieintensive Unternehmen.
Ich hätte mir diese Debatte gewünscht,
als 30 Terrawattstunden günstiger und
klimafreundlicher Strom aus Kernenergie
gegen unseren Rat abgeschaltet wurden.
Das Problem leugne ich nicht. Aber eine
Lösung, die Schulden auf die Gemeinheit
abwälzt und den Wettbewerb zu Lasten
des Mittelstands verzerrt, ist keine. Wir
müssen erleichtern, dass Großverbrau-
cher Strompartnerschaften mit Erzeu-
gern schließen. Das ist ein marktwirt-
schaftlicher Zugang. Auch die Erleichte-
rung von Investitionen, die Energieeffi-
zienz erhöhen, ist sinnvoll. Eine staatli-
che Subventionierung von Betriebskosten
sehe ich aber kritisch. Beim Preis selbst

können wir allerdings über das nachden-
ken, was Energie politisch verteuert.

Was schlagen Sie konkret vor?
Der sogenannte Spitzenausgleich,
durch den Großverbrauchern die
Stromsteuer erstattet wird, läuft als
sogenannte klimaschädliche Subventi-
on aus. Der Bundestag könnte beraten,
ihn ein weiteres Jahr zu verlängern,
wenn man woanders Mittel zur Gegen-
finanzierung findet. Mir behagt in der
Diskussion die Grundrichtung ansons-
ten nicht. Auf eine staatliche Interven-
tion – die politische Verknappung
durch Abschalten von Kohle und Kern-
energie auch durch CDU-Regierungen

– folgt zur Abfederung der negativen
Nebenwirkung die nächste staatliche
Intervention. Diese Abfolge führt weg
von einem marktwirtschaftlich ver-
fassten Gemeinwesen.

Schon 2010 warnte der damalige FDP-
Vorsitzende Westerwelle vor „an-
strengungslosem Wohlstand“. Was
hätte er zu der anstehenden Erhö-
hung des Bürgergelds gesagt?
Dass sie sich aus der Entwicklung der
Preise ergibt und das Existenzmini-
mum gesichert sein muss. Aber dassel-
be ergibt sich für die Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler. Konkret werden wir
den Grundfreibetrag um 180 Euro auf

11.784 Euro erhöhen und den Kinder-
freibetrag um 228 Euro auf 6612 Euro.
Das ist eine weitere steuerliche Entlas-
tung der Menschen um fast zwei Milli-
arden Euro. Das ist rechtlich zwingend,
aber auch moralisch geboten. Die arbei-
tende Mitte darf generell nicht den Ein-
druck gewinnen, dass sie mit ihren In-
teressen und Wünsche vergessen wird.
Mehr noch, wichtig ist für mich, dass
wir Menschen aus dem Sozialstaat in
den Arbeitsmarkt bringen. Ich bin be-
sorgt wegen der Sozialquote, die wir in-
zwischen im Bundeshaushalt haben.
Wir haben zu viele Menschen, die ar-
beiten könnten, aber aus unterschiedli-
chen Gründen nicht arbeiten. Das be-
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Sie sprachen in Zusammenhang mit
der Kindergrundsicherung von der
letzten „größeren Sozialreform, die
noch in den Haushaltsplan passt“.
Für was genau ist kein Geld mehr da?
Ich höre viele Ideen, was alles noch pas-
sieren könnte. Deshalb habe ich vor-
sorglich gesagt: Im Bundeshaushalt sind
keine Reserven für strukturelle und
dauerhafte Mehrausgaben.

Wird die Regierung das schon lange
angekündigte Rentenpaket deshalb
nicht mehr vorlegen?
Im Gegenteil, das Rentenpaket hat ja ei-
nen anderen Charakter. Auf der einen
Seite schreiben wir zwar das Rentenni-

ginnt bei mangelnden Betreuungsmög-
lichkeiten für ihre Kinder, geht über
Qualifikationsfragen und endet bei der
Anerkennung von Berufsabschlüssen.
Wir werden aber nüchtern prüfen, ob
der Abstand zwischen Sozialtransfers
und Arbeitseinkommen groß genug ist.
Da geht es nicht um den Populismus,
den ich teils aus der Opposition höre,
sondern um Fakten und Fairness. Eine
Untersuchung der Regierung kommt
und wird auf Konsequenzen beraten.

Sie haben gesagt, dass Sie nicht mit
einer so starken Erhöhung des Bür-
gergeldes im nächsten Jahr gerechnet
hatten. Warum nicht?

Die Lohn- und Preisentwicklung ist eine
andere als noch im Frühjahr amtlich
prognostiziert.

Welche Auswirkungen hat die Bürger-
gelderhöhung für die Kosten der Kin-
dergrundsicherung?
Dazu liegen noch keine Zahlen vor. Al-
lerdings ist zu bedenken, dass es keine
generellen Leistungsausweitungen
durch die Kindergrundsicherung gibt.
Gegenüber dem Status quo ist der Vor-
teil nicht der höhere Sozialtransfer,
sondern zum Beispiel die unbürokrati-
sche Auszahlung dessen, worauf arbei-
tende Familien ein Recht haben, es aber
nicht wissen.

veau dauerhaft bei 48 Prozent fest. Auf
der anderen Seite führen wir das Gene-
rationenkapital ein, einen staatlichen
Fonds, der Geld an den Kapitalmärkten
anlegt, um die Beitragsentwicklung ab
den Dreißigerjahren zu dämpfen, also
die Beschäftigten zu entlasten und
letztlich auch den Bundeshaushalt.

Aber eine dauerhafte Haltelinie bei 48
Prozent wird angesichts der steigen-
den Rentnerzahlen in den kommen-
den Jahren wahrscheinlich sehr teuer
für den Staat.
Richtig ist, dass wir davon ausgehen,
dass Fachkräfteeinwanderung, Aktivie-
rung von nicht arbeitenden Menschen,
Überwindung ungewollter Teilzeit und
die Attraktivierung längeren Arbeitens
für Ältere gelingen. Diese Annahmen
für die Entwicklung des Arbeitsmarktes
und die Performance des Generationen-
kapitals werden wir zu definierten Zeit-
punkten prüfen.

Die Haltelinie wird also nicht dauer-
haft bei 48 Prozent liegen?
Die Haltelinie soll dauerhaft dort lie-
gen. Dafür müssen wir aber auch dauer-
hafte Voraussetzungen erwirtschaften.

Nach wie vielen Jahren halten Sie eine
Überprüfung für notwendig?
Warten Sie den Gesetzentwurf bitte ab.
Mir ist auch dabei wichtig, dass wir der
Goldstandard der Staatsfinanzierung
bleiben. Trotz der hohen Kreditaufnah-
me in den vergangenen Krisenjahren
genießt Deutschland weiterhin hohes
Vertrauen bei Ratingagenturen und In-
vestoren. Das dürfen wir nicht gefähr-
den. Das AAA-Rating hat schließlich po-
sitive Auswirkung nicht nur auf die
Zinsausgaben des Bundes, sondern bis
hinunter auf einzelne Gemeinden und
ihre Finanzierungsbedingungen.

Sie wollen sparen, SPD und Grüne
drängen eher auf milliardenschwere
Investitionen.
Weniger Schulden zu machen ist kein
persönliches Anliegen von mir, sondern
es ist ein Gebot ökonomischer Klugheit.
Wir müssen die Inflation bekämpfen und
dürfen nicht immer neue Schulden an-
häufen. Das würde die Inflation anheizen.
Dennoch gibt es kein Defizit an öffentli-
chen Investitionen. Im nächsten Jahr ste-
hen insgesamt 112 Milliarden Euro bereit.
Das ist ein absoluter Rekordwert.

Dennoch wird es aus Ihrer Sicht nicht
ohne Einschnitte gehen. Wann erklä-
ren Sie den Bürgern, dass der Staat sie
nicht dauerhaft vor allen finanziellen
Risiken des Lebens bewahren kann?
Das sage ich jeden Tag. Wir müssen un-
terscheiden zwischen großen Lebensrisi-
ken, die wir solidarisch absichern, und
den anderen Lebenssituationen, die Ei-
genverantwortung erfordern. Allerdings
beziehe ich das auch auf die Wirtschaft.
Strukturbrüche wie bei Corona muss der
Staat verhindern, aber Unternehmerin-
nen und Unternehmer können nicht vor
einem schlechten Geschäftsjahr durch
den Steuerzahler geschützt werden. Ich
habe Respekt und keinerlei Neid bei un-

ternehmerischem Profit, aber der Erfolg
sollte nicht in der Nähe des Staatshaus-
haltes gesucht werden, sondern im Wett-
bewerb im Markt. Durch die Corona-
Pandemie und den Energiepreisschock
können wir uns keine Mentalitätsverän-
derung auf Dauer erlauben.

Denken Sie bei den Unternehmern
eher an Halbleiterhersteller oder Res-
taurantbetreiber?
Die Milliardensubventionen für die
Halbleiterbranche hat schon eine Vor-
gängerregierung eingeleitet.

Wie sieht es mit der Forderung von
Gastronomen aus, den Mehrwert-
steuersatz auf Speisen über das
Jahresende hinaus bei sieben Prozent
zu belassen?
Ich persönlich habe Sympathie. Aber
darüber wird der Haushaltsgesetzgeber,
also das Parlament, im Lichte der Steu-
erschätzung im November entscheiden.

Wie passt das zu dem Vorhergesag-
ten, dass Unternehmer nicht immer
nach dem Staat rufen können, wenn
ihr Geschäft schlecht läuft?
Hier geht es eher um die Preise, die die
Gäste zahlen würden.

In dem Fall wohl eher Wählerinnen
und Wählern. 
Für die Wählerinnen und Wähler ist es
entscheidend, dass die Balance insge-
samt stimmt. Ich bin überzeugt, dass
die Menschen sich nicht durch einzelne
Maßnahmen beeindrucken lassen.

Apropos, wird die Bundesregierung
jemals das Klimageld auszahlen, das
den Menschen als Ausgleich für den
steigenden CO2-Preis auf Treibstoff
versprochen wurde?
Ja. Voraussichtlich im kommenden Jahr
gibt es die technische Möglichkeit. Der
Gedanke während der Koalitionsver-
handlungen war, in dieser Wahlperiode
den Mechanismus zu schaffen und in
der kommenden mit einer Auszahlung
zu beginnen.

Das wäre erst 2026.
Ob es früher als 2026 oder später ist,
kann ich gegenwärtig nicht sagen. Dazu
gibt es noch keine abgestimmte Pla-
nung der Bundesregierung.

Kommen wir zum zweitgrößten Pos-
ten Ihres Haushalts nach Arbeit und
Soziales, dem der Verteidigung. In der
Koalition gibt es Streit, ob die Nato-
Quote von zwei Prozent tatsächlich
Jahr für Jahr erreicht werden muss.
Können Sie das überhaupt ohne im-
mer neue kreative Ansätze wie die
Hinzurechnung von milliardenschwe-
ren Zinsausgaben auf Sondervermö-
gen und Bundesschulden?
Ja, die Zwei-Prozent-Quote erreichen
wir. Wir müssen in Sicherheit und Frei-
heit investieren, indem wir die Wehrhaf-
tigkeit unseres Staates verbessern. Dabei
berücksichtigt das Verteidigungsminis-
terium wie alle unsere Verbündeten alle
Ausgaben, die in einem Kontext dazu
stehen. Fragen Sie gern dort nach.

Christian Lindner im spätsommerlichen Hof des Bundesfinanzministeriums in Berlin
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Strompreise runter – nicht nur für die Industrie

KAI WEGNER

U
nternehmen und Verbraucher in Deutsch-
land ächzen unter den hohen Strompreisen.
Diese sind jedoch nicht nur das Ergebnis

globaler Entwicklungen und Folge des russischen
Angriffskrieges auf die Ukraine. Vielmehr sind sie
auch das Produkt eine verfehlten nationalen Ener-
gie- und Steuerpolitik. Die deutschen Energie-
steuern zählen zu den höchsten in der EU.

Vor diesem Hintergrund wirken die Klagen in
der Bundesregierung über zu hohe Energiepreise
und die Diskussionen über staatliche Subventionen
wie energiepolitische Schizophrenie – nach dem
Motto: Erst erhöht der Staat den Strompreis durch
Verknappung und Besteuerung, um anschließend
einzelne Unternehmen durch Subventionen zu
entlasten. Derartige Flickschusterei und Subventio-
nen nach Gutsherrenprinzip werden keines unserer
Probleme in Deutschland dauerhaft lösen. Erfor-
derlich ist vielmehr eine schnelle und umfassende
Senkung der Strompreise, von denen alle profitie-
ren – die Industrie, die vielen kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen und selbstverständlich
auch die Verbraucherinnen und Verbraucher. 

Subventionen, die nur den großen energieinten-
siven Industrieunternehmen zugute kommen, wür-
den zu kurz greifen. Das einzige Instrument, das
schnell, effektiv und in die Breite wirken kann, ist,
die Verbrauchssteuern auf Strom abzusenken. Kon-
kret müssen wir die Mehrwert- und auch die
Stromsteuer umgehend auf das europarechtlich
maximal mögliche Maß senken. Damit hätten wir

auf einen Schlag in Deutschland einen Strompreis,
der in etwa dem europäischen Durchschnittspreis
entspricht. Anders als jede Form von staatlich ga-
rantierten und subventionierten Preisen wäre die-
ser Weg auch beihilferechtlich unproblematisch
und folglich nicht mit dem Risiko behaftet, dass die
Europäische Kommission ein Veto dagegen einlegt. 

In Ergänzung dazu – und in einem zweiten
Schritt – könnten mit einem staatlich garantierten
Brückenstrompreis gezielt und zeitlich befristet
energieintensive Unternehmen weiter entlastet
werden, um ihnen die notwendige Zeit für den
anstehenden Transformationsprozess zu geben.
Dieses Instrument darf jedoch nicht auf große
Konzerne beschränkt bleiben, sondern muss allen
energieintensiven Unternehmen zugute kommen.
Also auch den Pharmaunternehmen oder den Bä-
ckereien. Mittel- und langfristig ist es außerdem
besonders wichtig, die verfügbare Strommenge
durch einen Ausbau der Energieproduktion
schnellstmöglich zu erhöhen. Auch hier muss die
Bundesregierung endlich liefern und ihren laut-

starken Ankündigungen Taten folgen lassen. Wir
benötigen in Deutschland dringend die lang ange-
kündigte und längst fällige Reform des Strommark-
tes. Es ist absurd, dass sich der Strompreis an der
Börse automatisch an dem jeweils teuersten Ener-
gieträger orientiert – mit der Folge, dass der
Strompreis künstlich hoch gehalten wird und die
Produzenten von günstigem Strom enorme Gewin-
ne zulasten der Verbraucher einstreichen. Die bis-
herigen Vorschläge der EU-Kommission zur Re-
form des Strommarktes sind in diesem Punkt völlig
unzureichend. Die Lösungen liegen auf dem Tisch
und ließen sich – etwa in Form eines optimierten
Preisbildungsmechanismus an der Strombörse –
schnell und ohne viel Aufwand umsetzen. Umso
mehr ist die Bundesregierung jetzt in der Pflicht,
sich im Rat aktiv für eine Reform einzusetzen, die
diese Bezeichnung auch verdient.

Nur ein Dreiklang von dauerhaften Strompreis-
senkungen, temporären Hilfen in Form von staatli-
chen Preisgarantien sowie einer schnellstmögli-
chen Ausweitung der verfügbaren Strommengen
wird den Unternehmen in Deutschland eine Per-
spektive geben. Nur dann werden die Unterneh-
men dauerhaft bleiben, hier investieren und die
Arbeitsplätze sichern. Wer jetzt nicht schnell, ent-
schlossen und mutig handelt, wird zum Toten-
gräber des Industriestandorts Deutschland.

T Kai Wegner (CDU) ist seit April 2023

Regierender Bürgermeister von Berlin.
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Arbeitsmarkt
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Zuwanderung

Bloß nicht Deutschland!
Um ihren Wohlstand zu bewahren, braucht die Bundesrepublik mehr Fachkräfte aus dem
Ausland. Doch es kommen zu wenige. Und wer hier ist, will oft schnell wieder fort.
Hochqualifizierte berichten, was sie an diesem Land stört.

ber die Attraktivität Deutsch-
lands macht sich Pflegeheimbe-

treiber Kaspar Pfister keine großen Il-
lusionen. Er ließ auf den Philippinen
nach Fachkräften suchen. Frage man
in Manila 100 angehende Pflegeexper-
ten, ob sie sich ein Leben im Ausland
vorstellen könnten, erzählt er, höben
90 die Hand. Frage man, wer nach
Deutschland wolle, bleibe eine einzige
Hand oben.

Deutsche Manager und Minister
reisen derzeit weit, um nach Fachkräf-
ten zu fahnden. Der Chef der Münch-
ner Verkehrsgesellschaft hofft auf
Busfahrer aus Afrika. Kliniken fahn-
den in Vietnam. Und Arbeitsminister
Hubertus Heil, SPD, warb in Brasili-
en, Ghana und Indien um Fachkräfte
für Germany.

Ihr Erfolg ist überschaubar. Nur
ein Beispiel: Trotz aller Anstrengung
konnte die Bundesagentur für Arbeit
im vergangenen Jahr gerade einmal
656 Pflegekräfte aus dem Ausland
vermitteln. Nötig wären Zehntausen-
de. Und die Pflege ist nur eine Bran-
che von vielen, die vergebens auf Ex-
perten aus der ganzen Welt hoffen.

Minister Heil gibt sich inzwischen
realistisch: "Deutschland ist ein at-
traktives Land", sagt er, um dann mit
den Problemen rauszurücken: "Aber
es steht im Wettbewerb mit vielen an-
deren Ländern, in denen es eine län-
gere Tradition der Zuwanderung gibt
oder eine Sprache gesprochen wird,
die weiter verbreitet ist." Im Klartext:
Deutschland empfängt eher weniger
freundlich. Und: Deutsch lernen zu
müssen ist die größte Hürde.

Die Bundesrepublik, so viel ist ge-
wiss, ist kein Traumland für internati-
onale Fachkräfte. Wenn sie die Wahl
haben, machen sie um Deutschland
einen Bogen.
Weil sie die Mundart nicht verstehen.
Weil das Warten auf ein Visum sie
verschreckt.

Weil die Miete in deutschen Metro-
polen hoch und der Empfang durch
die neuen Nachbarn kühl sein könnte.

Ü Das ist es jedenfalls, was Rückkeh-
rer erzählen, wenn sie in Spanien, In-
dien oder auf den Philippinen von ih-
rer Zeit in Deutschland berichten –
was Deutschlands Ruf im Ausland
formt. Und das Problem quasi ver-
doppelt. Schlimm genug, dass es ver-
gleichsweise wenig Experten ins Land
zieht. Schlimmer ist, dass jährlich
mehr als eine Million Menschen es
wieder verlassen.

Die Zahl belegt, dass Deutschland
nicht überall als offen und lebenswert
empfunden wird. Vor allem aber sagt
sie viel aus über die wirtschaftliche
Zukunft.

Weil Deutschland altert, gehen
dem Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2035
an die sieben Millionen potenzielle
Erwerbstätige verloren. Damit könnte
der Wohlstand schrumpfen. Um das
Land am Laufen zu halten und es zu
verändern, um Windräder zu bauen
und Wärmepumpen anzuschließen,
um neue Medikamente zu entwickeln
und Chipfabriken zu betreiben, um
Kinder zu fördern und Senioren zu
pflegen, braucht es: Menschen.

Vor wenigen Wochen sprach die
Vorsitzende des Wirtschafts-Sach-
verständigenrates der Bundesregie-
rung im Interview mit der "Süddeut-
schen Zeitung" eine schlichte Wahr-
heit aus. Um den Arbeitskräftemangel
auszugleichen, seien pro Jahr rund 1,5
Millionen qualifizierte Zuwanderer
nötig, rechnete Ökonomin Monika
Schnitzer vor. Eine simple Kalkulati-
on: Subtrahiert man von dieser Zahl
jene mehr als eine Million Menschen,
die jährlich wieder abwandern, blei-
ben rund 400.000 zusätzliche Ar-
beitskräfte aus dem Ausland. So viele
also, wie es braucht, um die demogra-
fische Lücke schließen.

Der Sachverständigenrat teilt diese
Sicht einhellig. Nur die Opposition im
Bundestag hält die 1,5-Millionen-Mar-
ke für unerhört. Vergangenen Montag
warnte CDU-Chef Friedrich Merz im
Bierzelt in Gillamoos davor, "die
Grenzen unserer Aufnahmefähigkeit"
zu überschreiten. Es klang wie der Ruf

aus einer längst vergangenen Zeit. Ei-
ner, in der man es für klug hielt, auch
für qualifizierte Zuwanderer die Hür-
den hoch zu halten.

Schon lange plädieren Ökonomin-
nen und Ökonomen für ein Umden-
ken. "Wir sind als Einwanderungsland
nicht so attraktiv, wie wir uns das ein-
bilden", sagt Martin Werding, Sozial-
experte von der Universität Bochum
und wie Schnitzer einer der fünf Wirt-
schaftsweisen. Im Jahr 2021 zog es
gerade einmal 40.000 Fachkräfte aus
Nicht-EU-Ländern wegen der Arbeit
nach Deutschland. Die Analyse lautet:
Die Bundesrepublik ist zwar ein Sehn-
suchtsort für Geflüchtete mit unter-
schiedlichen Qualifikationen – aber
kein Traumland für Fachkräfte mit
Arbeitsvisum.

Bislang spielt die Arbeitsmigration
in Deutschland eine marginale Rolle.
Nur fünf Prozent aller Zugewanderten
kommen, weil sie eine Erwerbstätig-
keit aufnehmen werden. In klassi-
schen Einwanderungsländern wie Ka-
nada, Australien oder Neuseeland
liegt dieser Anteil zwischen 40 und 50
Prozent. Umso tragischer ist es, wenn
jene Fachkräfte Deutschland wieder
verlassen. "Wenn wir die Quote der
Auswanderer halbieren würden, hät-
ten wir einen guten Teil des Fachkräf-
teproblems gelöst", sagte Andrea
Nahles, als sie vor einem Jahr ihr Amt
als Chefin der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) antrat.

Die BA lässt untersuchen, warum
so viele zurück in ihre Heimat gehen.
Das Institut für Angewandte Wirt-
schaftsforschung an der Universität
Tübingen hat dazu 1885 Personen in
einer nicht repräsentativen Vorstudie
befragt. EU-Bürger hatten demnach
meistens eher nur kurze Aufenthalte
geplant, die Freizügigkeit macht auch
spontane Migrationsabenteuer mög-
lich. Für länger planten vor allem die
Menschen aus Drittstaaten.

Ein Viertel der Befragten verließ
Deutschland aus beruflichen Gründen
wieder, weil etwa Berufsabschlüsse
nicht anerkannt wurden. Fast der
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Hälfte fiel es nach der Ankunft
schwer, sich ohne Hilfe zurechtzufin-
den. Tatsächlich sind die bürokrati-
schen Hemmnisse so hoch, dass selbst
deutsche Heimkehrer sich schwertun,
für ihre Kinder einen passenden
Schulplatz zu organisieren.

Besonders bedenklich: 51 Prozent
der Befragten gaben an, wegen ihrer
ethnischen Herkunft oder aus ande-
ren Gründen diskriminiert worden zu
sein – auch in Behörden oder im Ar-
beitsleben. Einzelne Zuwanderer be-
richteten, dass ihnen wegen ihrer Na-
tionalität der Zutritt zu Bars verwei-
gert wurde. Vor allem in Ostdeutsch-
land sei das der Fall gewesen. Das ar-
beitgeberfinanzierte Institut der deut-
schen Wirtschaft erkennt inzwischen
"Standortnachteile" für den Osten.
Es gäbe einiges zu tun.

Migranten in Deutschland fühlen
sich alleingelassen, wie eine Studie
der OECD zeigt. Befragt wurden Tau-
sende Zuwanderer und solche, die es
werden wollen. Kaum mehr als die
Hälfte der Befragten bewertet das
deutsche Migrationssystem positiv.
Für fast 30 Prozent der Migrations-
willigen ist es die erste Hürde, die
deutschen Einreisebestimmungen zu
verstehen. Für die Mehrheit bleibt ei-
ne wesentliche Barriere: die Sprache.

Wer eine Arbeitserlaubnis beantra-
gen will und auf dem Amt mit den
Worten "Wenn Sie in Deutschland le-
ben, müssen Sie Deutsch sprechen"
angeraunzt wird, wie es eine mexika-
nische Finanzmanagerin berichtet,
der fühlt sich nur wenig willkommen.

Der SPIEGEL hat mit Fachkräften
auf der ganzen Welt gesprochen, die
von ihren Erfahrungen mit dem
Standort D berichten. Einige von ih-
nen würden zurückkehren nach
Deutschland – wenn sich etwas än-
derte.

Wirtschaftsexperten plädieren für
eine einfache Botschaft: Nicht für je-
den Job müsse gefordert werden, dass
ausländische Fachkräfte Deutsch kön-
nen. Man könne auch dafür sorgen,
dass die Mitarbeiter der Ausländerbe-
hörde Englisch sprechen.

In Wahrheit wird es bald so sein:
Nicht die qualifizierten Zuwanderer
müssen sich bewerben. Sondern
Deutschland.

Finanzexpertin Patricia Salinas,
34, aus Mexiko zog 2019 für ei-
nen Job bei einem Kosmetikkon-
zern nach Hamburg. Jetzt lebt
und arbeitet sie in Dubai.

"Von all den Städten, in denen ich
schon gelebt habe, ist Hamburg die
schönste. Die Alster und die vielen
hübschen Viertel mit den kleinen Ca-
fés finde ich wundervoll. Auch die
deutsche Arbeitskultur gefällt mir, al-
le sprechen so offen und auf Augenhö-
he miteinander. Trotzdem stand für
mich nach vier Jahren fest: Ich muss
weg.

Ich habe mich in Deutschland nie
zu Hause gefühlt, war permanent im
Überlebensmodus. Der Ärger mit mei-
nen Nachbarn fing gleich nach mei-
nem Einzug an. Mein kleiner Hund
mache das Treppenhaus dreckig, hieß
es. Ständig bekam ich deshalb Zettel
vor die Tür gelegt. Einmal lag dort so-
gar Kot, "viele Grüße von deinem
Hund", stand da. Dabei mache ich sei-
ne Hinterlassenschaften immer weg.

Angefreundet habe ich mich in
Hamburg vor allem mit Expats. Mei-
nen engsten Freunden ging es wie
mir: Sie haben sich nie richtig einge-
lebt und sind weiter nach Brasilien,
Mexiko, Südafrika, USA. Eine Freun-
din ist ein Jahr vor mir nach Dubai
gezogen. "Nach einer Woche dort
brauchst du meine Hilfe nicht mehr",
hatte sie gesagt. Und das stimmt.

Ich kann selbst kaum glauben, wie
einfach mir die Ankunft gemacht wur-
de. Visum, Einwohnerausweis, Bank-
konto – in weniger als zwei Wochen
sind alle Formalitäten erledigt. Für
die Kontoeröffnung kam ein Bankmit-
arbeiter zu mir ins Büro, der Immobi-
lienmakler hat mich für die Woh-
nungsbesichtigungen abgeholt und
wieder zurückgefahren. Von der Post
wurde ich freundlich gefragt, wann
mir die Zustellung passen würde.

Jeder hier spricht Englisch. Wenn
ich in Deutschland Probleme mit mei-
nem Internetzugang hatte oder die
Waschmaschine repariert werden
musste, brauchte ich einen Dolmet-
scher. Mein Deutsch ist immer noch
auf Anfängerniveau.

Drei Monate lang hatte ich ver-
sucht, einen Behördentermin zu be-
kommen, um eine Ausnahmeregelung
für meine Blue Card zu beantragen.
Mit ihr kann ich in der EU arbeiten.
Ich hätte sie gern behalten. Der Plan
war ursprünglich, dass ich in drei Jah-

ren aus Dubai nach Hamburg zurück-
kehre.

Als ich persönlich im Amt erschien,
um die Verlängerung zu beantragen
und ich die Dame bat, langsam zu
sprechen, schnauzte sie mich an:
"Wenn Sie in Deutschland leben,
müssen Sie Deutsch sprechen." Da
fühlte ich mich sehr diskriminiert. Als
Finanzchefin für Lateinamerika muss-
te ich in Hamburg den ganzen Tag
Spanisch, Portugiesisch und Englisch
sprechen. Ich hatte keine Möglichkeit,
mein Deutsch anzuwenden.

Die deutsche Blue Card wurde mir
inzwischen ohne stichhaltige Argu-
mente entzogen, aber ich will aus Du-
bai auch gar nicht mehr weg. Ob ich
Essen bestelle oder meine Nägel la-
ckiert haben will – ein Klick in der
App, und schon kommt jemand. Die
Kehrseite der Medaille ist, dass all
diese Arbeitskräfte, die aus materiel-
ler Not hierherziehen, ein hartes Le-
ben führen. Internationale Fachkräfte
wie ich werden in Dubai verwöhnt."
Sozialarbeiterin Irene Calle Ro-
sa, 34, aus Spanien scheiterte an
der Anerkennung ihrer Ausbil-
dung in Deutschland.

"Wir sind seit etwa sechs Jahren in
Deutschland und würden hier gern
bleiben. Trotzdem packe ich gerade
unsere Umzugskisten. Es geht nicht
anders. Eigentlich wollte ich in Mün-
chen längst als staatlich anerkannte
Sozialpädagogin arbeiten. Aber trotz
meiner Ausbildung und meiner jahre-
langen Berufserfahrung darf ich die-
sen Beruf in Deutschland noch nicht
ausüben.

Meinen Masterabschluss habe ich
in Dänemark und Finnland gemacht,
er wird von deutschen Behörden nur
teilweise anerkannt. Ich kann das
nachvollziehen, es gibt in Deutschland
schon einige Besonderheiten, die man
beachten muss: Recht, Verwaltung,
Steuern, solche Sachen. Also habe ich
ein Brückenseminar an einer deut-
schen Uni absolviert – und einen
Sprachkurs habe ich auch gemacht.
Aber jetzt fehlt mir noch ein Prakti-
kum, das man nur in Vollzeit machen
kann, und ich weiß nicht, wie ich das
schaffen soll.

Meine jüngste Tochter ist zehn Mo-
nate alt, ihre große Schwester ist vier-
einhalb. Mein Mann arbeitet in Voll-
zeit, wir brauchen einen Kita- und ei-
nen Krippenplatz für die Kinder. Aber
die Betreuungssituation ist eine Kata-
strophe. Wir sind umgezogen, um
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endlich einen Kitaplatz für meine äl-
teste Tochter zu finden. Jede Woche
habe ich bei der Elternberatung ange-
rufen, habe unzählige Mails an Kitas
und Tagesmütter verschickt. Da ich
keinen Job habe, stehe ich weit hinten
auf der Warteliste – aber wie soll ich
ohne Kinderbetreuung eine Arbeit fin-
den? Vom Geld ganz zu schweigen:
Mein Praktikumsgehalt würde kaum
reichen, um eine Tagesmutter zu be-
zahlen.

Dazu kommen die hohen Mieten.
Mein Mann arbeitet als Informatiker,
er verdient ziemlich gut. Aber unsere
Wohnung ist sehr teuer. Wir haben ei-
ne Staffelmiete, und obendrein hat
unser Vermieter die Nebenkosten um
300 Euro erhöht. 2000 Euro im Mo-
nat sind für uns einfach zu viel.

Wir haben uns den Abschied nicht
leicht gemacht. Ich mag München
sehr. Meine Älteste kann vor unserer
Haustür mit dem Fahrrad fahren.
Und das Klima ist auch toll. Wir wür-
den gern bleiben, aber jetzt ziehen wir
nach Las Palmas. Dort sind die Mie-
ten günstiger, und die Kinderbetreu-
ung ist auch kein Problem.

Dass wir Deutschland verlassen,
macht mich traurig. Aber ich will ein-
fach nicht noch länger warten, bis ich
endlich wieder arbeiten kann."
Krankenpfleger Henry Macharia
Maina, 39, aus Kenia zog 2010
nach Mönchengladbach. Im Au-
gust wanderte er in die USA aus.

"Entweder verlasse ich das Land
oder den Job: Nach mehr als zehn
Jahren als Pfleger in Deutschland ha-
be ich dann keine anderen Optionen
mehr für mich gesehen. Ich war stän-
dig überarbeitet. An freien Tagen klin-
gelte das Telefon, ob ich noch irgend-
wo einspringen könne. Und im Dienst
wollten zu viele Menschen zu viel auf
einmal von mir. Ich musste oft 20 Pa-
tienten gleichzeitig betreuen, nachts
war ich schon mal mit 36 Patienten
allein auf der Station. Hier in Connec-
ticut bin ich maximal für 8 Patienten
zuständig, das ist die gesetzliche
Obergrenze.

Ich mag meinen Job. Aber als Pfle-
ger in Deutschland ist man nicht nur
für die Pflege verantwortlich, sondern
ist gleichzeitig Servicekraft, Putzmann
und Dokumentar für alles, was mit
den Patienten passiert. Anerkennung
gibt es keine. Hier in den USA ist das
ganz anders. Und noch etwas: Wenn
ich sage, dass ich von Beruf Kranken-
pfleger bin, sind die Leute beein-

druckt. Ich verdiene jetzt das Dreifa-
che und arbeite weniger: 36 Stunden
statt 40 Stunden pro Woche.

Die Wertschätzung für meinen Be-
ruf in den USA hängt damit zusam-
men, dass die Zugangsprüfung viel
schwerer ist als in Deutschland. Drei
Jahre lang habe ich mich darauf vor-
bereitet und viel Geld für Online-Wei-
terbildungskurse ausgegeben. Ich
musste richtig viel lernen, zum Bei-
spiel über Geburtshilfe. Da bewegen
Pfleger sich auf dem Niveau eines As-
sistenzarztes.

Es gibt verschiedene Agenturen,
die darauf spezialisiert sind, Pflege-
fachkräfte in die USA zu vermitteln –
und die sich um alles kümmern. Um
die Prüfung, die Green Card, den Um-
zug. An meine Agentur bin ich jetzt
zwar für ein Jahr gebunden und muss
jeden Monat einen kleinen Prozent-
satz meines Gehalts abgeben, aber es
lohnt sich. Ich bekam so viele Joban-
gebote aus allen möglichen US-Bun-
desstaaten! Entschieden habe ich
mich für eine Klinik in Connecticut,
weil mein Bruder hier in der Nähe
lebt.

Vor allem: Hier achtet niemand auf
meine Hautfarbe. In Mönchenglad-
bach hatte ich das Gefühl, dass Afrika-
ner und Türken als Menschen zweiter
Klasse gelten. Wenn ich als Zeitarbei-
ter in eine neue Klinik kam, gab es im-
mer skeptische Blicke. Na, ob der das
kann? Ich hatte den Eindruck, dass
von mir mehr erwartet wurde als von
anderen."
Social-Media-Managerin Dharti
Patel, 29, aus Indien entschied
sich für ein Leben in Kanada
statt in Deutschland.

"Meine Partnerin Shubhalaxmi
und ich kamen im August 2019 nach
Kanada, wir sind im Großraum To-
ronto sehr glücklich. In unserer Hei-
mat Indien mussten wir für unsere
Beziehung kämpfen. Hier schaut uns
niemand schräg an, wenn wir Hand in
Hand durch die Straßen laufen, wir
können zusammenwohnen, im Febru-
ar haben wir geheiratet.

Zuerst hatten wir ein bisschen
Angst vor dem kanadischen Winter,
deshalb haben wir uns auch über
Deutschland informiert. Ein Auswan-
derungsberater sagte uns aber, das
Land sei nur was für Ingenieure.

Wir wollten so schnell wie möglich
raus aus Indien, daher war die Spra-
che ein wichtiger Punkt. Shubh und
ich hatten zwar beide schon gearbei-

tet, wollten aber erst noch ein weiter-
führendes Studium im Ausland absol-
vieren, und um uns über Wasser zu
halten, würden wir einen Nebenjob
brauchen, das war uns klar. Ich weiß
noch, wie ich mir ein Video ansah, in
dem es hieß, man solle fließend
Deutsch sprechen, um in einem Res-
taurant zu arbeiten. Das noch zu ler-
nen, dafür hatten wir keine Zeit.

Und noch ein Unterschied ist mir
aufgefallen: Kanada vermarktet sich
viel stärker als Deutschland, wir ka-
men schneller an Infos, YouTube zum
Beispiel ist voll mit Videos über das
Einwanderungssystem. Auch mit Be-
ratungsagenturen in Indien scheint
die kanadische Regierung zusammen-
zuarbeiten, jedenfalls machen die
ziemlich viel Werbung für das Land.
Wenn Deutschland mehr ausländi-
sche Arbeitskräfte anziehen möchte,
könnte es da ansetzen.

Nach Kanada einzuwandern war
einfach. Wir haben erst zwei Jahre
lang hier studiert und dann eine Ar-
beitserlaubnis für drei weitere Jahre
bekommen, das sogenannte Post-Gra-
duation Work Permit. Es ist bei Wei-
tem nicht alles super hier, in vielen
Bereichen ist es schwierig geworden,
einen Job zu finden. Außerdem sind
knapper Wohnraum und hohe Mieten
ein riesiges Problem.

Trotzdem könnte ich mir aktuell
nicht vorstellen, anderswo zu leben.
In Kanada bin ich frei, ich kann mit
der Person zusammen sein, die ich lie-
be, das hat für mich Priorität. Und die
Winter sind auch nicht so schlimm
wie gedacht. Im Gegenteil: Ich mag
den Schnee."
Juraprofessor Thomas Krebs,
52, aus Deutschland bleibt lieber
in Oxford, statt einem Ruf nach
Leipzig zu folgen.

"Seit dem Brexit fühle ich mich in
Großbritannien nicht mehr richtig
willkommen. Über den Ruf der Uni
Leipzig habe ich mich deshalb gefreut.
Ich wollte zusammen mit meiner Frau
Beatrice, die Rechtswissenschaft an
der Uni Reading lehrt und sowohl
deutsche als auch britische Juristin
ist, den englischsprachigen Studien-
gang International Business Law auf-
bauen. Uns reizte die Vorstellung,
noch mal etwas Neues zu starten.

Ich war davon ausgegangen, dass
wir uns in Leipzig ein staatliches
Gymnasium für unsere beiden Töch-
ter aussuchen könnten. Aber nur ein
einziger Schulleiter war bereit, mich
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persönlich zu treffen. Er teilte mir
mit, dass es unwahrscheinlich sei,
dass unsere Töchter eine gemeinsame
Schule finden würden. Alle Leipziger
Gymnasien seien hoffnungslos über-
füllt, und nur die jüngere Tochter ha-
be überhaupt einen Anspruch auf ei-
nen Platz, weil sie neu in der fünften
Klasse starte. Die ältere habe nur
dann eine Chance, wenn ich das
Schulamt überzeugen könne, dass sie
ein "Härtefall" sei.

Das Infoblatt des Landesamts für
Schule und Bildung dazu ist so büro-
kratisch formuliert, dass selbst wir
zwei Juristen mehrere Anläufe
brauchten, um den Kern zu erfassen:
In Sachsen müssen Schüler, die nach
Abschluss der Klassen fünf bis neun
wechseln wollen und bisher nicht an
einer deutschen Regelschule waren,
grundsätzlich eine Oberschule besu-
chen, eine Kombination von Haupt-
und Realschule. Solche Oberschulen
sind "besonders auf den Übergang in
berufliche Bildungswege" ausgerich-
tet.
Das hatten wir nicht erwartet.

Selbst wenn das Schulamt den
"Härtefall" anerkennt, muss nachge-
wiesen werden, dass die bisher be-
suchte Schule "den Anforderungen
des sächsischen Gymnasiums ent-
spricht" – und die Schülerin oder der
Schüler muss fünf Aufnahmeprüfun-
gen bestehen. Und zwar in Deutsch,
Mathematik, Englisch und wahlweise
in Biologie, Chemie oder Physik und
in Geschichte oder Geografie mit ei-
ner Note von besser als 2,0.

Unsere älteste Tochter Victoria ist
eine sehr gute Schülerin, das beweist
das Zeugnis ihrer englischen Schule.
Victoria war von uns allen diejenige,
die auf gar keinen Fall umziehen woll-
te. Ausgerechnet sie sollte nun ge-
zwungen werden, fünf Prüfungen auf
Grundlage des sächsischen Lehrplans
zu absolvieren? Das wollten wir nicht
von ihr verlangen.

Die internationale Schule in Leip-
zig wäre für uns die einzige Alternati-
ve zu einem Gymnasium gewesen.
Aber sie kostet pro Kind um die
10.000 Euro im Jahr, und die Uni
Leipzig war nicht bereit, sich an den
Schulgebühren auch nur anteilsweise
zu beteiligen. Die Schulproblematik
gab letztlich den Ausschlag: Ich habe
den Ruf abgelehnt."

Datenjournalist Ufuk Olgun, 33,
aus der Türkei fühlt sich in
Deutschland nicht fair behan-
delt.

"Für mich gibt es viele Gründe,
dass ich dieses Gespräch aus der Tür-
kei und nicht in einem Café in Ham-
burg oder Berlin führe. Der Triftigste
ist wohl, dass der Weg, eine Aufent-
haltsgenehmigung zu bekommen –
und sei es ein Touristenvisum –, mit
viel Bürokratie verbunden ist. Für
Menschen wie mich ist es attraktiver,
im eigenen Land hart zu arbeiten. In
Deutschland fühle ich mich nicht will-
kommen, noch immer nicht.

Ich sage das, obwohl ich top ausge-
bildet bin. Ich habe an der Boğaziçi-
Universität in Istanbul meinen Bache-
lor gemacht. Sie ist eine der renom-
miertesten Universitäten der Türkei,
auch international bekannt für ihre
amerikanisch geprägte Lehre.

Istanbul ist eine europäische Stadt,
doch in der EU wird selten gesehen,
dass wir die gleichen Werte teilen.
Das Label ›Recep Tayyip Erdoğan‹
tragen viele Türkinnen und Türken.
Weil es leicht ist zu labeln. Nur weil
ich Türke bin, soll ich AKP-Unterstüt-
zer sein? Ich habe diesen Mann nie
gewählt. Dennoch habe ich das Stig-
ma während meiner Studienreisen in
Brüssel oder Berlin häufig gespürt.
Mit meinem schwarzen Haar und
meinem schwarzen Bart bin ich für
die Menschen erst einmal Erdoğan –
und nur selten Atatürk.

Meinen Master habe ich an der
Türkisch-Deutschen Universität ge-
macht. Bei Politikwissenschaftler
Wolfgang Wessels lernte ich, wie
wichtig die Europäische Union für ein
friedliches Miteinander ist. Ich will
Teil dieser Idee sein und das am lieb-
sten in Deutschland. Meine Cousine
lebt hier, einige meiner Freunde. Kein
Land fasziniert mich gleichermaßen,
und eigentlich möchte jeder einmal
deutsche Luft schmecken. Ich träume
davon, vielleicht für meine Promo-
tion, vielleicht für meine Arbeit als
Journalist. Doch ich muss mich fair
behandelt fühlen, ohne jedes politi-
sche Vorurteil. Solange ich dieses Ge-
fühl in Deutschland nicht spüre, wer-
de ich die Türkei nicht verlassen."

Konzernfachkraft Juventino
Sanchez, 46, aus Mexiko kam
2021 nach Deutschland – und
beendete seinen Vertrag vorzei-
tig.

"In meiner Heimat fahre ich seit
Jahrzehnten unfallfrei Auto, in Hes-
sen bin ich zweimal durch die prakti-
sche Prüfung gefallen und weiß noch
immer nicht ganz genau, warum. Me-
xikanische Führerscheine sind in
Deutschland erst mal nur sechs Mo-
nate gültig, dann muss man noch mal
zur Fahrprüfung. Dafür habe ich so-
gar Verständnis, denn in Mexiko
braucht man nicht unbedingt eine
Fahrschule, um den Führerschein zu
machen. Ich habe das Autofahren von
meinen Eltern gelernt.

Schade finde ich aber, dass sich in
der deutschen Fahrschule niemand
richtig Zeit nimmt für die Schüler. Ich
hatte den Eindruck, die Fahrlehrer
sind völlig überlastet. Nach zwei Fahr-
stunden wurde ich schon zur Prüfung
geschickt. Da hätte ich mir eine besse-
re Vorbereitung gewünscht. Einen
dritten Versuch werde ich nicht unter-
nehmen.

Ich hatte in Deutschland einen Ar-
beitsvertrag für vier Jahre bei einem
internationalen Konzern. Aber ich ha-
be mich so gestresst und unglücklich
gefühlt, dass wir schon nach einein-
halb Jahren wieder zurück sind nach
Mexiko. Mit der Mentalität der Kolle-
ginnen und Kollegen bin ich einfach
nicht klargekommen. Ich hatte das
Gefühl, ihnen nichts recht machen zu
können, und fand die Art, wie mit mir
geredet wurde, sehr unhöflich. Eine
Kollegin war freundlicher, aber als ich
sie zum Grillen einladen wollte, mein-
te sie, das sei zeitlich schwierig, sie
habe schon so viele private Termine,
in zwei Monaten vielleicht. Das Tref-
fen kam nie zustande.

Ein interkulturelles Training hat
mir geholfen, das Verhalten der Deut-
schen besser einordnen zu können –
aber zu diesem Zeitpunkt war der
Umzug zurück nach Mexiko schon or-
ganisiert. Ich habe vieles persönlich
genommen, was wohl nicht so ge-
meint war. Insgesamt scheint mir das
Leben in Mexiko fröhlicher und unbe-
schwerter, obwohl wir natürlich auch
viele Probleme haben, zum Beispiel
mit der Kriminalität.

In Deutschland war meine 16-jäh-
rige Tochter abends noch allein unter-
wegs, das wäre in Mexiko-Stadt un-
denkbar. Sie war deshalb auch wü-
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tend auf mich, als klar war, dass wir
vorzeitig wegziehen. Auch ich mochte
die kleine Stadt, all die hübschen Ge-
bäude, und alles ist so sauber. Aber
ich hatte das Gefühl, mich sehr zu-
rücknehmen zu müssen. Musik laut
aufzudrehen habe ich nicht gewagt."
KI-Experte Richard Socher, 40,
aus Deutschland bevorzugt das
Silicon Valley als Start-up-
Standort.

"Nach meinem Informatikstudium
wollte ich unbedingt an künstlicher
Intelligenz forschen – und zwar mit
den besten Wissenschaftlern der Welt
an einer Topuniversität. Ich bin in
Dresden aufgewachsen, habe in Leip-
zig studiert und war am Max-Planck-
Institut in Saarbrücken, gute Standor-
te mit guten Leuten. Aber nach mei-
nem Master habe ich auf die Uni-
Ranglisten geschaut und fand leider
keine deutsche Hochschule in den
Top Ten. Mir wurde schnell klar, dass
ich in die USA muss. Dort sind die
Spitzenunis für Doktoranden, dort
sind alle Wissenschaftler, die in der
KI-Forschung am häufigsten zitiert
werden.

Man kann diese Uni-Ranglisten
kritisieren, aber viele internationale
Studenten und Fachkräfte richten sich
danach. Es ist ein Problem für den
Standort Deutschland, dass der Bund
nicht klar sagt: Wir wollen eine Uni in
den Top Ten haben. Wenn gefördert
wird, wird die Summe wegen des Fö-
deralismus auf 16 Länder verteilt.
Dann kommt aber leider keine Top-
Uni heraus.

Ich bin schließlich nach Stanford
zu Christopher Manning und Andrew
Ng gegangen, beide sind Koryphäen
der KI-Forschung. Kurz nachdem ich
angekommen war, habe ich Chris
meine Idee vorgeschlagen: neuronale
Netze für Sprachverarbeitung zu nut-
zen. Diese Idee ist heute allgegenwär-
tig, war jedoch damals verpönt. Er hat
gesagt: "Ich habe damit noch nie gear-
beitet, aber ich kann es mit dir ler-
nen."

Diese Offenheit hat mich beein-
druckt, in Deutschland sehe ich sie
weniger oft. In den USA sind mehr
Menschen bereit, auch während einer
guten Karriere Neues zu wagen. Und
sie wagen es, in Innovationen zu in-
vestieren. In Kalifornien erhielt ich

schon während meines Doktorstudi-
ums mehrere Millionen Dollar Wag-
niskapital für mein erstes Start-up
von einem Venture Capital Fonds.

Heute investiere ich mit meinem
Fonds selbst in Start-ups, die meisten
sind in den USA, manche aber auch in
Deutschland. Ich kann mir kaum vor-
stellen, wieder zurückzugehen. Meine
Partnerin, meine Mitarbeiter und die
meisten meiner Freunde leben hier.
Und meinem großen Hobby, dem Pa-
ramotorfliegen, kann ich auf dem
Land in Kalifornien auch besser nach-
gehen. Ich darf hier mit meinem mo-
torisierten Paraglider einfach aus mei-
nem Garten abheben, in Deutschland
müsste ich von einem kleinen Flugha-
fen starten. Und die besonders coolen
Füge über Wälder, Klippen oder
durch alte Steinbrüche, die ich hier
mache, wären in meiner alten Heimat
schlicht verboten."
Digitalnomadin María Emilia
Rebollo Zanazzi, 39, aus Argenti-
nien wird von hohen Mieten ab-
geschreckt.

"Ich habe 2017 in Deutschland ge-
lebt, zu jener Zeit habe ich drei Mona-
te mit einem Stipendium im Berliner
Büro der internationalen spanisch-
sprachigen Nachrichtenagentur EFE
gearbeitet. Durchs Land gereist bin
ich auch, es hat mir gut gefallen. In
Argentinien sehen viele Deutschland
als ein Land der Möglichkeiten, auch
wenn man manche Dinge in Kauf neh-
men muss, die Kälte zum Beispiel.

Ich hätte mir auch vorstellen kön-
nen, länger zu bleiben. Aber ich glau-
be, um sich in Deutschland zu integ-
rieren, ist die Sprache entscheidend.
Und Deutsch ist nicht leicht. In mei-
nem Sprachkurs haben wir unglaub-
lich lange Wörter gelernt. Das größte
Problem war: Der wichtigste Arbeitge-
ber – der spanische Dienst der Deut-
schen Presseagentur – hat damals vie-
le Büros geschlossen.

Heute leben mein Partner und ich
als digitale Nomaden, zurzeit arbeiten
wir von den Kanaren aus. Wir hätten
Interesse daran, nach Deutschland
zurückzukehren, aber die Mietpreise
sind enorm gestiegen, das ist ein
ziemliches Hindernis. Ich habe schon
damals für eine kleine Wohnung in
Berlin-Friedrichshain 700 Euro be-
zahlt. Heute sind die Preise unbezahl-

bar. Um ohne Job dorthin zu ziehen,
brauchst du eine sehr gute Basis an
Erspartem. In Deutschland zu arbei-
ten können wir uns nicht leisten.
Nach Deutschland reisen werden wir
aber auf jeden Fall noch mal. Im
nächsten Jahr wollen wir den Berlin-
Marathon laufen."
Krankenpfleger Ralf Alcaras, 35,
von den Philippinen kam 2016
nach Deutschland. Jetzt zog er
nach Texas.

"Ich hätte gerne meine Mutter
nach Deutschland geholt, aber das ist
kompliziert. Hier in den USA kann
man nach fünf Jahren die US-Staats-
bürgerschaft beantragen, das ist kein
Problem. Außerdem habe ich bessere
Aufstiegschancen, muss mich um we-
niger Patienten kümmern und verdie-
ne jetzt das Dreifache. Mein Traum ist
es, eines Tages eine eigene Wohnung
zu kaufen. Mit dem Gehalt, das ich als
Pfleger in Frankfurt am Main bekom-
men habe, wäre das nicht einfach ge-
wesen.

Ich hatte eigentlich vor, gleich
nach meinem Pflegestudium in die
USA zu ziehen. Aber dann hörte ich
2013 von diesem deutschen Anwerbe-
programm. Ein Jahr später habe ich
mich beworben.

Meinen ersten Deutschkurs habe
ich 2015 noch auf den Philippinen ge-
macht. Ich dachte, der Start in einem
Pflegeheim würde einfach werden.
Aber die Sprache und die Kultur wa-
ren ein Schock. Ich kannte viele medi-
zinische Begriffe nicht und musste
trotzdem vom ersten Tag an voll mit-
arbeiten, sogar Übergaben zum
Schichtwechsel machen, was mich
völlig überfordert hat. Nur zum Ver-
gleich: Hier in den USA habe ich eine
begleitete Einarbeitungszeit von drei
Monaten!

Ich hoffe, dass der Pflegeberuf in
Deutschland irgendwann besser aner-
kannt wird. Dann könnte ich mir eine
Rückkehr nach Deutschland vorstel-
len. Hier in Texas ist es so heiß, dass
ich nicht draußen sein will, und die lo-
ckeren Waffengesetze und die hohe
Kriminalitätsrate machen mir Angst.

Ich vermisse meine Freunde aus
Frankfurt, den deutschen Wald und
deutsche Brötchen."
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